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mur Frage der Aufhebung der Präpinatiansrechte. 


Wir find in der Lage über die in Nr. 25, S. 99 dieſes Jahr⸗ 
ganges der Zeitſchrift mitgethelkte Miniſterialentſchetdung, „zur Frage 
des Fortbeſtehens jener Schankbefugniſſe, welche aus einem perſönlichen 
Vertragsverhältniſſe mit dem früheren Propinattonsberechtigten here 
rühren, nach dem Inslebentreten des Geſetzes über die Aufhebung und 
Abloöſung der Propinationsrechte in Mähren“ — nachſtehendes Votum 
imſtzutheilen, das ſich gegen die in jener Miniſterialentſcheldung vom 
27. Februar 1870, 3. 1267 vertretene Auſicht ausſpricht, und zur 
weiteren Anregung und Klärung in der Frage dienen mag : 

Das Befugniß der Inhaber von Bier⸗ und Branntweinhäuſern, 
im Grunde der Propination an mehreren Orten im Propinatlonsbe⸗ 
zirke auszuſchänken und zu dieſem Ende Propinationsſchäuker, fei es 
als ihre Geſchäftsführer oder als Pächter, aufzuftellen, iſt mit dem 
Aufhören des Propinationsrechtes ($ 1) ) erloſchen. Die Inhaber 
ſolcher Brau⸗ und Branntweinhäuſer können den Ausſchank unt in 
der Erzeugungsſtätte oder in einer anderen dazu gehörigen Räumlich⸗ 
keit ausüben; nur an dieſem einen Orte iſt ihnen das Ausſchankrecht 
als Frucht des früheren Propinattonsrechtes geblieben (§ 42 des 
mähr. Propinat. Ablöſungsgeſetzes). 

Hieraus folgt, daß auch jene Schankbefugniſſe, welche andere 
Perſonen als bloße Beſtellte oder Pächter des Propinationsberechtigten 


=) $ 1 der Sanbeägejehes für Mähren betreffend die Aufschung nud Ablöfung 
der Propinafionsrechte in Mähren“ vom 29. April 1869 lanlet: 

Vom Tage der Wirkſomkeit dieſes Gelehes wied die bisherige Ausfcfiehlich- 
keit des Rechts zur Errichtung von Brau- und Braunlweinbänſern, dann zur Bier. 
und Branntreinerzeugung aufgehoben“. 0 


aus einem perſönlichen Verhältniffe mit demſelben ableiten, aufgehört 
haben. Denn Niemand kann Rechte, die er ſelbſt nicht mehr hat, durch 
einen Anderen ausüben laſſen oder auf einen Anderen übertragen. 

Darin faun kein uuſtatthaftes Rückwirken des Geſetzez auf vor⸗ 
angegangene Handlungen und vorher erworbene Rechte; ſondern nur 
die unabweisliche Rechtsfolge erblickt werden, daß ein Recht, welches 
für den Eigenthümer zu besehen aufgehört hat, weder durch dieſen, 
noch durch deſſen perſönlichen Rechtenehmer fernerhin ausgeübt werden, 
kann Ganz gleich verhielt ſich die Sache im Jahre 1848 bei Nobot-, 
Zehent⸗ und Jagdpachtungen. 

Auch bei dieſer Auffaſſung hat der $ 44) de gedachten Ge 
f den ſich die Miniſterialentſcheidnng vom 27. Februar 1870, 
3. 1267 baſirt, ſeine Wirkung, und es läßt ſich auch nicht einwenden, 
daß die Beſtimmung diefes Paragraphes wit der aus der allgemeinen 
Anordnung des Geſetzes folgenden Anficht, daß die aus perſönlichen 
Bertragsverhältniſſen herrührenden Schankbefuguiſſe aufgehört haben, 
unvereinbar ſei. 

Es find nämlich Fälle denkbar, in denen auch bei Beftand 
unſerer Auſicht der § 44 Anwendung findet: 

1. Wenn der Ausſchank in der Erzeugungsſtätte verpachtet oder 
einem Propinationsſchänker übertragen iſt; 

2. wenn der Brau⸗ oder Branntweinhausbefttzer für einen an: 
dern, als den im § 42 bezeichneten Betriebsort, wo ein Propinations⸗ 
ſchäuker beſteht, eine Schankeonceſſion erlangt hat; 

3. wenn der, ohue Bezug auf den Beſtt einer Realität, aus 
einem perſönlchen Verkrage zur Getränkeabnahme Verpflichtete Ge⸗ 


werbsſchänker ift. (Allerdings wurden Schankroncefſionen nicht mit der 


Verpflichtung zur Getränkeabnahme verliehen; es lann aber dieſe Ver⸗ 
pflichtung in etnem Ueberetukommen zwiſchen dem Erzeuger des Ge: 
tränkes und dem gewerbsmäßigen Schänker begründet ſein); 

4. wenn der bisherige Propfnationsſchänker eine gewerbliche 
Schankcouceſſion erhält. 

In allen dieſen und vielleicht noch in anderen Fällen (auf er⸗ 
ſchöpfende Enumerirung will kein Auſpruch gemacht werden) beſteht 
das Schankbefngniß fort, und es entſteht die Frage, behält der bie- 
herige Schänfer den Ausſchank (Nr. 1 und 2); iſt er fortan ver⸗ 
pflichtet die Erzeugniſſe des ehemaligen Propfnationsberechtigten zu 
ſchänken (Nr. 1, 2, 3, 4) 2 

Diele Frage iſt es eben, welche im § 44 ihre Löſaug findet; 
ſolche Verträge können laut biefes Paragraphes alinea 1 — vom 
Tage der Wirksamkeit des Geſetzes an — eixvierteljährig gekäudigt 
werden. Laut § 44 alinen 2 erliſcht mit dem Ablaufe der Kündi⸗ 


>) Paragraph 44 lautet: 

„Berträge, welche zwischen den Propinationsberechtigten und Propmnatiens- 
ſchankeen über den Ausſchauk und die Abnahme von Gehrfnker geſchleſſen wurden, 
obne eme immerwährende daft einer Meciltäl zun Gehzänkeabuahene zu legründen, 
können vom Tage ber Rechtswirkſamkeit diefes Gefepen eilviertelfährig gefünbiget 
werden 

Mit Ausgang der Ründigungafrift oder anderrweltigem Anfhören des zuiſchen 
dem Propinalions berechtigten und tem Schäufer beſtaudenen perſönichen Dertengd- 
verhfllniſſes eckiſcht auch das hierauf beruhende Schonkrecht 


gungäfeift oder dem fonftigen Erlöſchen des perſönlichen Vertrags⸗ 
verhältniſſes z. B. durch Ablauf der feſtgeſetzten Contractsdauer auch 
das hierauf beruhende Schankrecht in den obigen Fällen Nr. 1 und 2. 

Auch aus § 45°) läßt ſich die hier dargelegte Anſicht mit 
Erfolg nicht bekämpfen, well dieſer Paragraph die Eingehung der 
dort bezeichneten neueren Verträge zur Beſtellung von Propinalious⸗ 
ſchänkern oder zur dauernden Belaſfung einer Realität mit der Ver⸗ 
pflichtung zur Getränkeabnahme ſchon vom Tage der Kundmachung 
des Gefehes an als unznläſſig und wirkungslos erklärt, damik nichl 
in der Zwiſchenzeit von dieſem Tage bis zur Wirkſamkeit des Geſetzes 
neue DVerhältmffe dieſer Art durch Aufſtelfung von Propinatlons⸗ 
ſchänkern geſchaffen werden, und damit überhaupt, und ſchon von der 
Kundmachung an ſolche dauernde Realitätenbelaſtungen nicht mehr 
erfolgen. 

’ tee dieſes aber berechtiget nicht im Entfernteſten zu dem 
Schluſſe, es wolle damit gefagt werden, daß die in perſönlicheu Ver⸗ 
hältniffen (Propfnationspachtungen und Beftellungen) begrimbeten Aus⸗ 
ſchankbefuguſſſe, ungeachtet deren rechtliche Unterlage, nämlich das Pro⸗ 
pinattongrecht entfallen iſt, noch ſorſan ausgeübt werden konnen. 

Endlich läßt ſich gegeu unfere Anſicht auch aus dem § 48) 
nichts folgern, weil es auch fortdauernde alte Befugnlſſe zum Aus⸗ 
ſchauke von Bier und Branntweln gibt, die auf keiner Gewerbscon⸗ 
cejftou beruhen; es find dies die bisherigen Schaulbefugniſſe, welche 
nach den $$ 42 und 49 als Realrechte fortdanern. 

Aus der gegentheiltgen Anſicht würde folgen, daß die Schank⸗ 
befuguffſe der bigherigen Propinaktoutzſchänker entweder in ihrer Ab⸗ 
hängigkeit vom beſtandenen Propinationsxechte fortdauern, oder daß 
fie die Natur von Perſoualgewerbebefuguiſſen zum Ausſchank anneh⸗ 
men, was im Geſetze nicht ausdrucklich begründet und auch mit der 
ganzen Rechtslage der Dinge nicht verträglich ift, Aus § 42 alinen 2, 
folgt gerade das Gegentheil ebenſo aus § 44 alinea 2, weil nach 
dem Aufhören des Propinationsrechtes ein perſönliches Verkragsver⸗ 
hältuiß zwiſchen dem ehemaligen Propingtionsberechtigten und ſeinem 
Schänker, woraus im Grunde des Propinationsrechtes für dieſen das 
Schankrecht erwächst, rechtlich nicht mehr denkbar tft. 

Noch unzukömmlicher wäre ez anzunehmen, der Propfnations⸗ 
ſchaͤnker könne infolange fortſchänken, als ihm der vormals Propina⸗ 
fonsberechtigte dies geſtattet, d. h, der Nexus zwiſchen dem Propi⸗ 
nationsberechtigten von ehemals und den von ihm beſtellten Schänkern, die 
Abhängigkeit dieſer von jenem beſteht — trotz Aufhebung und Ablo⸗ 
fing dee Propinaltonsrechte — noch fort. 

Es muß alfo gefolgert werden, daß die Schaulbefugniſſe der 
Propinationsſchänker, welche bloß auf einem perfönſichen Vert 
verhältuiſſe mit dem Propinationsberechtigten beruhen, mil dem Ent⸗ 
fallen des Propinatlonsrechtes, d. i. mit der Wirkſamkeit des Gefepes 
vom 29. April 1869 aufgehork haben. 

Wollte man aber Zweckmäßigkeitsgründe walten laſſen, jo konnte 
man diefen Parteien über ihr Anſuchen und, inſoweit nicht gegrün⸗ 
dete Bebenken gegen ihre Vertrauungtzwürdigkeit obwalten, durch frei⸗ 
gebige Verleihung von Schankronceſſionen helfen. Damit wurde felbſt 
dem Intereſſe dieſer Perſonen, inſoweit es neben dem öffentlichen 
Standpunkte in Frage kommt, beffer entſprochen werden, als durch 
ein Verfahren, wobei dieſelben zu ihrem und zum Nachtheile des 
Publicumz in fortwährender Abhängigkeit von den ehemaligen Pro⸗ 
pinationsberechtigten verbleiben. 


Mittheilungen aug der Praris. 


Im Falle der Auflöſun, 
noch das Recht den 


einer he hat die Gattin weder die Pflicht 
amen ihres früheren Gatten abzulegen. 


Mit Beſcheid des Landesgerichtes in P. wurde die Ehe zwi⸗ 
scheu den dem jeragelitiſchen Glaubensbekenntniſſe augehörenden Na⸗ 


) 8 45 bei elt. Gef. lantet; 

„Vom Tage der Kundmachung biejes Geſezes können keine Proplnalions- 
ſchänken beſtelft, und keine Beelrage geichloffen werben, welche eine Realität mit ber 
Berpflchtung Gelränte abzunehmen dauernd elalten 

75) § 48 bed elt. Geſ lautet: 

„Bow Tage der Wirkſamkelt bieſes Geſeheg können Befuguiſſe zur Errichtung 
neuer Brau- und Branntweluhäufer, ſo wie neue Befnqniffe zun Ausſchante ven 
Bier und Branntwein nur nach den Vorſchriften der Gewerbeordnung erworben 
werben.“ 


102 


than D. und Amalie D., geborue F. nachdem die gerichtliche Ueber⸗ 
gabe und Uebernahme des Scheidebriefes erfolgt war, für aufgelöst 
erklärt ($ 134 a. b. G. B.). Die Gattin, in der Vorausſezung, 
daß fie nun das Recht verloren habe, den Namen ihres Gatten zu 
führen, ſchritt bei der Statthalterei um die Bewilligung ein, ihren 
Familiennamen in den Namen D. (den Namen des eben von ihr ges 
trennten Gatten), oder F. D. (die Verbindung ihres Familiennamens 
mit dem Namen bes früheren Gatten) nmändern zu dürfen, indem 
ſie angab, daß ſie dieſen Namen feit mehr als 12 Jahren führe, 
unter demſelben in der Geſchäftswelt bekannt jet, und in ihrem Giefchäfte 
weſeutlichen Schaden erleiden würde, wenn ſie ihren Geſchlechtsnamen 
führen ſollte. 

Der Maglſtrat in P. beantragte die Willfahrung des Ge⸗ 
ſuches, indem er die von der Bittſtellerin angeführten Gründe als auf 
Wahrheit beruhend und berückſichtigungswürdig bezeichnete, und eine 
Protokollserklärung dez Nathan D. vorlegte, work dleſer angab, daß 
er an eine Wiedervereimgung mit ferner früheren Gattin glaube, und 
überdies erklärte, daß er gegen die Führung ſeines Namens durch 
Amalie F. nichts einzuwenden habe. 

Die Statthalterei hat dem Geſuche der Amalte F. unter Be⸗ 
rufung auf die erfolgte Auflöfung der Ehe leine Folge gegeben, und 
jonach mit dieſer Enticheidung ausgeſprochen, daß einerſeits nach einer 
durch Trenunng aufgelösten Ehe die Frau nicht mehr berechtiget jet, 
den Namen des früheren Gatten zu führen, und daß anderſefts die 
von der Petentin angeführten Gründe eine Aenderung des Famllteu⸗ 
namens nicht rechtferkigen. 

Int Miniſterialrecurſe hob Recurrentin hervor fie ſei unn nach, 
aufgelöster Ehe angewieſen, ſich ihren Lebensnnterhalt ſelbſt zu ſchaffen, 
und würde beträchtlichen Schaden leiden, wenn ſie wieder ihren 
Geſchlechtsnamen F. führen müßte, welcher in der Geſchäftswelt 
ganz unbekannt fei, ſodaun ſeſen die Bedenken, welche allenfalls vom 
Standpunkte des Privatrechtes gegen die Führung des Namens D. 
obwalten könnten, durch die abgegebene Erklärung des Nathan D. 
vollſtändig als beſeitigt anzusehen. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſchecdung vom 3. Zuut 
1871, 8. 6828 ausgeſprochen, „daß die Recurrentin keiner beſonderen 
Bewilligung zur Fortführung des Namens D. bedürfe, da keine ge⸗ 
jepfiche Weſtümung beſteht, wodurch der Gattin im Falle einer durch 
Trennung aufgelböten Ehe das Recht zur Führung des Namens ihres 
geweſenen Gatten entzogen wird.“ 

In einem anderen Falle, wo nach einer für aufgelöst erklärten 
jüdiſchen Ehe die getrennte Gattin in der Vorausſetzung, daß fie den 


] Namen ihres früheren Gatten fortzuführen habe, um Aenderung des⸗ 


ſelben in ihren Familiennamen anufuchte, und in welchem Falle die 
Statthalterel, gleichfalls an dieſer Borausfehung feſthaltend, das Geſuch 
wegen Mangels berückſichtigungswürdiger Gründe zur Namensänderung 
abwiez — hat das Miniſterium detz Innern unterm 20. März 1870, 
3. 3988 „in Hiublick auf die berückſichtigungswürdigen perſönlichen 
Verhältniſſe der Bittſtellerin“ die augeſuchte Namensänderung be⸗ 
willigt, alſo hiemit indirect erklärt, daß die getrennte Frau den Namen 
ihres früheren Gatten behalte. — 


Mir fügen an dieſe beiden Entſcheldungen eine Aeußerung an, 
welche das Juſtizminiſterlum unterm 13. März 1870, 8. 2180 auf 
Erſuchen des Miniſterlums des Innern über die vorſtehende Frage 
abgegeben hat. Dieſe Aeußerung lautet: 

Für die Beurtheilung der Frage, welchen Einfluß elne Ehe 
trennung auf den Namen der Chegattin habe, ſcheint die Erwägung 
eutſcheidend zu fein, daß die Auflöſung des Ehebandes nur inſoweit 
zurückwirken könne, als dies vom Geſete ausdrücklich angeordnet wird. 

Dadurch unterſcheiden ſich eben die Wirkungen der Auflöſung, 
möge dieſe durch den Tod oder durch die Trennung herbeigeführt 
werden, von den Wirkungen einer] Ungiltigkeitserklärnng. Nur 
die letztere wirkt zurlick, ſoweit dieſe Rückwirkung nicht ausbrüc- 
lich ausgeſchloſſen iſt, wie dies z. B. durch § 180 a. b. G. B. ge⸗ 
ſchah; die Auflöfung dagegen bewirkt ketneswege, daß die durch die 
Ehe entfiandenen Verhältuffſe als nicht vorhanden angefehen werden 
ollen. 

} Da nun keine geſetzliche Beſtimmung befteht, welche die Führung 
des Namens dez Gokten auf die Dauer der Ehe beſchränken, oder 
der Gattin den bei der Eheſchließung erhaltenen Namen, tusbeſondere 


für den Fall der durch eine Trennung bewirkten Auflöſung der Ehe 
entziehen würde, fo läßt ſich nicht behaupten daß durch die Trennung 
für die Frau die Pflicht oder auch nur das Recht begründet würde, 
den Namen anzunehmen, den ſie vor der Eheſchließung geführt hat. 

Die entgegengeſetzte Anſicht wird allerdings von mehreren Schrift⸗ 
ſtellern vertheidigt; allein dieſelben verlaſſen bei der Mottvlrung den 
Boden des beſtehendeu Geſetzes, und machen zumelſt ſolche Rückſichen 
geltend, aus denen die Nothwendigkelt einer Namensänderung mit der 
gleichen Berechtigung auch für den Fall der Scheidung abgeleitet 
werden konnte; fie fommen darum auch zu ſehr verſchiedenen Reſul⸗ 
taten, indem ſie die Namensänderung theils als ein Recht, theils als 
eine Iflicht der Gattin darſtellen und dem Begehren des früheren 
Gatten einen maßgebenden Eiufluß hierauf bald einräumen, bald verſagen. 
Hiebei wird überdies überfehen, daß die Führung und namentlich die 
Aenderung eines Namens nicht bloß für die Glieder einer Familie, 
ſondern auch für dritte Perſonen von Bedeutung iſt, und daß daher die 
Grundſätze über die Führung eines Namens nicht ausſchließlich aus 
dem Petpatrechte, ſondern vielmehr aus dem offentlichen Rechte abzu⸗ 
leiten ſind. 

Dieſer Auffaſſung entſpricht auch die Texrtirung des § 92 g. b. 
G. B. Während der § 63 des w. g. G. Bl ſich iu folgender Weile 
ausdrückte: „Das Welb nimmt den Namen des Mannes au“, wird 
in § 92 des a. b. G. B. angeordnet: „Die Gattin erhält den 
Namen bed Mannes“. Dieſe Aenderung ber ng läßt es Har 
erlenuen, daß der Name des Gatten durch eine geſetzliche Vorſchrift 
ber Gattin ertheilt wird, und daß daher die Führung des Namens 
nicht einen Gegenſtand des Ehevertrages bildet. 

Faßt man die angedeutete Beziehung zum offentlichen Rechte 
ins Auge, dann dürfte ez gewiß nicht befremden, daß die Aenderung 
des Namens nicht die nothwendige Folge der Auflöfung einer Ehe 
bilde. Die Auflöſung der Ehe hindert die Fortſetzung des ehelichen 
Verhältuiſſes, fie macht dasſelbe aber nicht rückgängig, und wird dritten 
Perſonen nicht ſo ſchnell bekannt, als daß eine Aenderung des Nas 
meus nicht Verwirrungen berbetführen konnte. 

Es ſcheint daher der Natur der Sache angemeſſen zu ſein, daß 
man eine Namensänderung im Falle der Auflöſung einer Ehe nur 
nach Würdigung der Verhältniſſe des comereten Falles, alſo nach den⸗ 
ſelben Geſichtapunkten zulaſſe, welche überhaupt für die Beurtheilung 
einetz Geſuches um Namensänderung maßgebend fin, N. v. H. 


Der Gemeindevorſtan Vor⸗ 

ſchrift ($ DO der Miniſt. Verordnung v. 12. Mär; 185 , N. G. 

Bl. Nr. 52) ale „dienſtlich untergeordnetes“ Organ der Bezirks⸗ 
hauptmanunſchaft anzuſehen. 


Der Bürgermeister von N. hat der dorkigen Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft zur Kennkniß gebracht, daß der Stadtrath, i e. „Gemeinde⸗ 
vorſtand“ einſtimmig beſchloſſen habe, das Anſuchen zu ftellen, daß 
die Bezirkshauptmannſchaft in ihren Correſpondenzen an den Stadt⸗ 
rath ſich künflig der Form der „Noten“ an Stelle der bisherigen 
„Erläſſe“ und „Aufforderungen“ bedienen, und dem Stabtrathe 
das Prädieat „Mblich” beilegen moge. 

Zur Begründung dieſetz Anſpruches führte der 10 1 5 
an, daß ſeit dem Reichzgeſeze vom 5. März 1862 und dem Ge⸗ 
meindegeſetze vom 16. April 1864 die Gemeinde ein ſelbſtſtändiger, 
für feine eigenen Zwecke beſtellter, fi ſelbſt verwaltender Organismus 
im Staatsleben ſel, bezüglich deſſen nirgends ausgeſprochen fe, daß derſelbe 
unter die Zwecke der Staatsverwaltung geſtellt, oder zum Zwecke 
derſelben beſtellt ſei. Die Gemeinde und ihre Organe ſtehen zur Staats⸗ 
verwaltung in keinem Verhältniſſe irgend eines Zufammenhanges, noch 
weniger aber einer Abhängigkeit. Insbeſondere gehe aus dem Wortlaute 
des § 29 G. O.“) hervor, daß die Gemeinde nicht den Zweck habe, ein 
Organ der Staatsverwaltung zu ſein. In Angelegenheiten des Staates 
ſei vielmehr der Wirkungskreis der Gemeinde nur ein „übertragener“ 
und es habe die Gemeinde für Zwecke der Staatsverwaltung nur mit⸗ 


iſt im Sinne der Correſpundenzform. 


=) $ 29 ber bohmm. Gemeinde Ordnung vont 16. April 1864 entſpricht Ark. VI. 
des Gemeinde⸗Grnndgeſeßes vom 5. Marz 1862 und lanlet: 

„Den übertragenen Wirkungektelg der Gemeinde, d. die Verpflichtung der⸗ 
felken zur Mitwirkung für die Zwecke der offenllſchen Verwaltung, beſtinnnen bie 
allgememen Geſeße, und innerhalb derselben die Landesgeſehe“. 
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zuwirken. Die Gemeinde habe daher eine „ſelbſiſtändige“ Stellung 
inne, mit welcher die bisherige Correſpondenzform der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft nicht im Einklange ſtehe. Auch nach der für die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft noch immer maßgebenden Beflimmung des § 90 der 
Miniſterialverordnung vom 17. März 1855 (Amtsinſtruction R. G. 
Bl. Nr. 52) ſei letztere verpflichtet, an die „nicht dienſtlich unterge⸗ 
ordneten Organe“ Roten zu richten, welcher Correſpondenzform ſich 
das Bezirksgericht, das Steueramt und der Beztrksausſchuß farkiſch 
der Gemeinde gegenüber bedienen. 

Der Bezirkshauptmann lehnte den Anſpruch des Stadtrathes 
von N. auf die Begrüßung mit ber Titulatur „löblich“ ab, weil 
der Stadtrath der Bezirkshaupfmannſchaft nicht coordinirt ſei, 
vielmehr aus dem Gemeindegeſetze die Subordination dadurch her⸗ 
vorleuchte, daß die Staatsverwaltung und insbefonders die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften das Auffichtsrecht über die Gemeindevertretungen 
und Gemeindevorſteher haben ($$ 28, 42, 56, 65, 102, 103, 104, 
105 und 106 G O)); weil ferner aus der Beſorgung des übertra⸗ 
genen Wirkungstreiſes durch die Gemeinde ſich auch durchaus Lehre 
Coordination mit der Bezirkshauptmannſchaft ableiten laſſe, und weil 
endlich bezüglich der fraglichen Titulatur bei dem Stadtrathe von 
N., der nach dem Gemeindegeſete vor den übrigen Bezirksgenteiuden 
kein Vorrecht habe, eine Ausnahme nicht gemacht werden könne. 
Die Bezirke hauptmonnſchaft. habe übeigens durch die von ihr 
eingeführte PURE des Gemelnbevorftanbes in N. mit der Be⸗ 
zeichnung „Stadtrath“, welche eigentlich dem Gemeindegeſetze fremd 
jet, dieſem ohnedies ein Prärogativ zugeſtanden. Die Schreibart, wie 
ſie zwiſchen der Bezirkshauptmannſchaft und der Gemeinde beſteht, fei 
in Böhmen die allgemeine, und der Bezirkshauptmann halle ſich nicht 
für berechtigt, eine im Geſetze nicht begründete Ausnahme efuzuführen 
Das Verhältniß zu den Gerichten und Steuerämtern fei ein anderes, 
da dieſen kein Auffichtsrecht über die Gemeinde zuftehe, 

Gegen dieſen Beſcheid brachte der Bügermelſter von N. eine 
Beſchwerde an bie Statthalterei ein, in welcher er weiter geltend 
machte, daß die polihſche Bezirksbehorde gemäß § 102 G. O. iu 
Handhabung des Auffſchtsrechtetz (und nicht etwa eines Auftrags⸗ 
oder Diselplingrrechtes) um die „Mittheilung“ (und nicht, Vorlegung “) 
der Gemeindebeſchlüſſe auſuchen imüſſe (nach dem bohm. Texte zädati), 
daß dat Auffichtsrecht der politiſchen Behörden durchaus keine Uuter⸗ 
ordnung der Gemeinden unter dieſe Behörden involvire, und daß ja 
die Bezirksvertretungen zu den politiſchen Behörden in demſelben 
Berhältniffe in Bezug auf die Aufſicht der Staatsverwaltung ſtehen, und 
daß diefe dennoch nicht als untergeordnete Organe behandelt werden, 

Die Statthalterei hat hierüber nachſtehend entſchieden: 

„Nach SS 29, 61 und 105 G. O. obliegt der Gemeinde im 
übertragenen Wirkungskreiſe die Verpflichtung zur Mitwirkung für 
die Zwecke der öffentlichen Verwaltung, und find die diesfälligen Ge⸗ 
ſchäfte in der durch das Geſetz oder durch die Behörde vorgezeichneten Weiſe 
vom Gemeindevorſteher zu beſorgen, gegen welchen der polifffchen Be⸗ 
zirksbehorde and) die Disciplinargewalt zuſteht. 

Ber Zusammenhalt dieſer Beſtimmungen der G. O kann es 
daher keinem Zweifel unterliegen, daß die Gemeinde und beziehungs⸗ 
weiſe deren Vorſteher in den Angelegenheiten des übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſez als Hilfsorgan der offentlichen Verwaltung der poll: 
tiſchen Bezirksbehörde, welche im § 11 ack 1 G. W. O. ausdrüclich 
als „vorgeſetzte“ Behörde bezeichnet wird, untergeordnet jet und von 
derſelben Wetfungen und Aufforderungen entgegenzunehmen habe, zumal 
dieſer Behörde ſogar bezüglich des ſelbſtſtändigen Wirkungskreifes der 
Gemeinde, wenngleich die Discrplinargewalt gegen den Gemeindevor⸗ 
ſtaud rückſichtlich desfelben nach 9 100 der H O. dem Bezirksausſchuſſe 
zuſtehe, in den Fällen der 88 56, 65, 102 und 103 G. O.“) die 
Judicatur vorbehalten iſt. 

Wenn daher der Gemeindevorſteher von N. Namens des dor⸗ 
tigen Stadtrathes, beztehungsweiſe Gemelndevorſtandetz ſeitens des 
Bezirkshauptmames die Correſpondenz in Notenform in Anſpruch 
nimmt, iſt dieſe Forderung im Geſetze nicht gerechtfertigt, und ſonach 
auch deſſen Vorſtellung unbegründet.“ 


) Dieſe Palle int; Wenn es id, um die Frogs 1 505 ob ein dem Ge. 
mleindevorfteher geſeßzwidrlg erscheinender Beſchluß alsgefſhel werben ſoll ober nickt 
(8 56); bel Beschwerden gegen die polizeiliche Straf, nnd Zwangsgewalk der Ge. 
meinde) imm Kufſichts⸗ und Siſttrnagsrechte der polllſchen Behörde nach Ark, XVI. 
des Genn. Grundgeſ. v. 5. Mörz 1862, 


In der Miniſterialbeſchwerde führt der Bürgermeſter von N. 
an, daß es unrichtig und unbegründet fei, den Gemeindevorſteher als 
eiu Hilfsorgan der öffentlichen Verwaltung zu bezeichnen. Gemäß 
8 29 der G. D. habe der Gemeindevorſteher für die Zwecke der 
öffentlichen Verwaltung „mitzuwirken“. Die Wahl diefe Ausdrucke 
zeige deutlich, daß unter einer gemeinſchaftlichen Mitwirkung keine 
Unterordnung verſtanden werden könne, daß hier vielmehr ein für 
feine eigenen Zwecke beſtellter Factor, neben einem anderen ganz glei 
berechtigt ftehe, und daß beide, auf ein beſtimmtes Ziel losgeheud, 
meinſchafklich neben⸗ und miteinander, nicht aber einer unter dem andern 
ſtehen. Der Wortlaut des § 11 ad 1 der (, W. O. beirre dieſe Anz 
ſchauung nicht. Die G. W. O. ſei ein von der G. O. ganz getrenntes 
Gefetz. Bei Auwendung des einen Gefetzes ſei die analoge Anwendung 
des andern nicht zuläſſig Wenn der Gefetzgeber in der Gemeindewahl⸗ 
urdnung von einer „vorgeſetzten“ politiſchen Behorde ſpreche, in der 
G. O. aber nicht, fo fet dies eben nur eine ſehr richtige Conſequenz. 
Denn in der Handhabung der G. W. O. in welcher es ſich um 
Grundrechte des Bürgers nicht nur in der Gemeinde, ſoudern auch 
im Staate handle, habe ſich die Staatsverwaltung das Eutſcheidun, 
recht vorbehalteu, und da könne der Ausdruck „vorgeſetzte“ poli⸗ 
tiſche Behörde ganz gut gebraucht werden. 

Das Mintftertum bed Junern hat mit Entſcheidung vom 
22. April 1871, 8. 2930 dem Recurſe des Bürgermeiſters von N. 
bezüglich feiner Forderung in Bezug auf die Correſpondenz der Bes 
zirlshauptmaunſchaft in Form vou Noten als geſetzlich unbegründet aus 
den Motiven der angefochtenen Statlhaltereientſcheiduug keine Folge 
gegeben. Kin. 


Verordnungen. 


Btrorbunng des Minifteriumd des Innern vom 24, Mal 1874, 
ſend die Elutragung von Reilelegetimotiansclauſeln „bis auf 
tend in die Dienſthotenbſſcher. 


Ueber die angeregte Frage, ob mit Hinblick auf die Kundmachung der Meinl. 
ſterien des Innern, des Haudels und der Landetverkheidigung vom 5 Jänner 1871 
(N. ©. Bl. Stück II, Nr. 3, pag. 8 ex 1871) es nunmehr geflattet fei, Retſelegltima . 
ttonen für das Inland gleichfalls auf die auer von drei Fahren in Dienftbotenbhcher 
einzutragen, findet das k. k. Miniſterkum des Juuern im Einvernehmen mit den Mi. 
niſterien bes Handels und der Landesverkheidigung hiemit zu erklären, daß hei dem Um. 
ftanbe, ald durch die obetfirte Kundmachung vom 5. Jänner 1871 bie Dienſtboten · 
bncher ausprütklich mit ben Arbeitsbüchern in Bezug der Benutzung ols Meifebocment, 
vollfonnnen glelchgeſtellt worden ſind, auch bie Beftimunnng bed Schtußgabſazes des 
$2 der Kundmachung der bethelligten Miniſterſen vom 10. Mal 1867 (R. G. Bl. 
Stic XXXII, Nr. BO, page 157 ex 1867), nach welchem ausuahmzweſſe bie Verſehung 
der Arbeltsbſicher mit elner Reiſelegitimationselauſel bis auf drel Jahre dann geftattet 
wird, wenn ber Suhaber des Arbeitsbuches vollſtändig unbeſcholten ift und wenn ba» 
mit einem wirklichen Bebitrfniffe gentigt wird. — auf die vorschriftsmäßig ausgefer 
tigten Dienflbotenbücher angewendet werden ditrſe 


5128, betreſ⸗ 
1 Aare ll 


Zu dieſer Verordnung hat der Statthalter in Steiermark 
unterm 9. Juni 1871, g. 6967, noch folgende weitere Anordnung er 
laſſen: 

In den Fallen, wo die Slutragung einer Auelands-Reiſebewilligung in et Ar. 
beitz. und Pienftbotenbuch verlangt werden wird, wird der $ 2 der Fatferf. Verord 
nung von 6. November 1865, R. G. Bi. Nr. 116 entſprechend zu beachten und mit 
Müctficht anf die häufig vorkommenden Fölſchungen der Dienft- und Mrbeitäbiicher, 
anch vorher bie vollkommen Haglofe Ausfertigung des Buches, als auch beſſen Echthelt 
entſprechend zu prüfen fein 


Erlaß der le fr Striermark vom 22. Mai 1871, 3. 4672, betreffend 
Partitularsfoſten bei borkntuntenden Lelchenobbuctionen von Selbſtmürbern. 


Aus Anloß eines ſpetlellen Fallen ıft die Frage angeregt worden, ab die Par. 
tteutorskoſten hei vorkommenden fanitätäpolizeitichen Leichenohbuchionen von Selbſt⸗ 
mörderu aneſchließlich vom Staatöſchaße zu tragen feien. 

Da nun im Sinne des hohen Erlaſſes des Herrn Miniſters bes Innern vom 
17. October 1868, 3. 20.476 bei conftatirten Selbſtmordföllen die ſanflätapolizelliche 
deichenobbuetlen uur bann vorzunehmen iſt, wenn entweder zur Erlangung eines 
kirchlichen Begrärnifſes ober bei einem Stactgbeamten zur Begründung des Berjor« 


Druck ber f. Wiener Zeitung. 
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gungsanſpruches ber Mitwe oder der Waſſen ber erforderlſche Nachweis ber vie Un. 
zurechunngöfähigkeit des Selbſtmörders erſt durch die Leichenoßduckton geliefert 
werden kann und soll u. dal, hiebei aber nur private, und nicht öffentliche In. 
tereſſen berührt werden, fo entſpricht es den über die Vergütung von Parlienlarz⸗ 
Yoften beſtehenden allgemeinen Normen, daß die bei ſolchen Anlgſſen anerlaufenden 
Koſten in der Regel aus dem Nachlaffe bed Verftorben, ober von jenen zahlungefähgen 
Parteien heteinzubringen ſind, in deren Intereffe die Amtshandlung vorgenommen 
werden mußte. 

Die Beziekshanptmannſchaften werden demnach angewleſen, hierauf Bei vor⸗ 
kommenden ähnlichen Fällen entiprechenb Bedacht zu nehmen und bel Vorlage von 
aus ſolchen Antaſſen gelegten Partteularjen immer auch anzugeben, ab die Koſten vor. 
ausſichtlich ans dent Rachlaſſe des Verstorbenen elubringlich find, ober von welchen 
Parteien der Erſag dieſer Koſten zu erwarken gel. 


Erlaß des Statthalters für Steiermark tom 19. Jänner 1871, ad 3. 360, 

betreffend die Behandlung der Moldpefchäpiger burch unbefugtes Sammeln von 

Nadelholzpech. (Vgl. „Zeilſchrift für Berwollung“, IN. Jahrgang (1870), Nr. 31, 
Seite 124.) 

Zn Folge vorgefommener Klagen über Walpdevaſtatlonen, welche ſehr hänfig durch 
unbefugtes Sammeln von Baumfäften, von Harz, Pech, Terpentin (orſettſammeln) 
Begangen werden, finde ich mich veranlaßt, die Gemelndevorſtehungen und die k. k. 
Gendarmerie aufzufordern, über beſagte Walpbeſchadigung ſtrenge zu wachen und die⸗ 
jenigen Harz- ober Pedjfanmler, welche ſich nicht mat einer von der k. 1. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft für jenen Wald, in welchem fie betreten werden, ecthellten Bewilligung 
anszuwelſen vermögen, ohne Nachſicht anzuhalten und zur I. L. Bezirkehnuptmanuſchaft 
zu Äbenftellen, 

Die l. . Hezirkshanptmannſchaften haben ſonoch dergleichen Waldfreuler enbwe⸗ 
der nach den 89 60, 62, 68 des Forſigeſeßes vom B. December 1852, R. G. Bl. 
Nr. 250, in eigener Conqpetenz zu beſtraſen, oder nach Gheſtolt der Sache au bie betcef« 
fenden k. 1 Bezirkägerichte zur Behandlung nach den Strafgefehen zu übergeben. 


> Perſonalten. 

Seine Maſeſtät haben den Director bed Eipſtſpftales in Zara Dr. Michael 
Millovı6 zum Statthalteretrathe II. Cl. und Landesſauttätsreferenten bel der dal 
matiniſchen Statthalterei ernannt. 

Selge Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter 
bekleldeten Verweſer des k. n. k. Generalconſulates in Genua © 
zum Generalconfirf bajelhft ernannt, 

Seine Majeftät hoben dem Oberhaurolhe Berbinaub polzer bel deſſen Pens 
bie allerh. Zuftledenheit ausgedrückt. 
ine Majeflät haben dem Oberingenleur Ignaz Hof mann in Steiermark 
larfrei den Titel eines Banathed verliehen 

Seine Majeftät haben dem Fall. Ralhe und Borftanbe der Bibllolhel des 
Mimſteriums fur Cultus und Unterricht Salomon Hermann Mofenthal als eiter 
des Ordens ber eiſernen Krone III. Cl. ven Mitterſtand verliehen. 

Der Miuiſter und Reiter des Ackerbaumlnlſterlums hat den Oberbergeom⸗ 
miſſär Andreas Urgich zun Berghauptmonn in Elbogen ernannt. 


Generalconſuls 
Karl Princig 


ſtoniruug 


Erledigungen. 


Zwei proviſ. Conceptzadjunctenſtellen iu Oberöſterreich mit 400 fl. Gehalt 
jährlich, bis Ende Joni (Amtsbl. Nr. 155). 

Tabculantenftelie Leim Rechnungsdeparkentent der n. J. Sbatthollerel ii 
1 f. 50 fr. 4. © eoeatmell 1 fl. 5. W. Kaggeld. big 3. Int (Amtabl, Nr. 166). 

vanbesrbierarznesltelle für Nieberöftecreich mit Jahrelgehaltspoauſchale per. 00 ff 
sub Meifepuujbate, big 31. Juli (Amtsbl. Nr. 166). 

Secmnonrarareäftelle im Laibocher Givilfpitafe mit 315 fl. u. W. Abfutum, 
Natnralwobnumg wu) Holze und Kerzendeputat, bis 5. Juli (Amiebl. Nr. 166). 

Eineramrseontroforsitelle beim Hauplzollamte u then dat 8400 fl. Tamm 
954 freien Wohnaug cr: Qusrfergeib gegen Gantlem i Mitte Juli (Amtl. 

x. 167). 
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